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1. Hochschulzugangsvoraussetzung 

Als voruniversitäre Bildung, die den Zugang zur Universität ermöglicht, kann in Deutschland-
grundsätzlich der Schulbesuch einer allgemeinbildenden Schule, der zur Erlangung der allgemei-
nen oder fachgebundenen Hochschulreife (=Abitur; =Hochschulzugangsberechtigung) führt, gel-
ten. Diese ist im Wesentlichen die Voraussetzung zur Immatrikulation an einer deutschen Uni-
versität - auch wenn daneben weitere Zugangsmöglichkeiten wie vorangehende nachzuweisende 
Berufstätigkeit u.a. vorgesehen sind.  

In Deutschland ist das Abitur der Abschluss an der Schulart Gymnasium. Die Hochschulreife-
kann darüber hinaus auch an der gymnasialen Oberstufe an Gemeinschaftsschulen/Gesamtschu-
len oder (dann zumeist fachgebunden) an Fachoberschulen, Fachgymnasien oder einigen Berufs-
fachschulen erworben werden. 

2. Anzahl der Privatschulen in Deutschland/ Anteil an Gymnasien 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes gab es im Schuljahr 2015/16 gut 5.800 Privatschu-
len (Ersatzschulen) in Deutschland, davon sind gut 3.600 allgemeinbildende Schulen (knapp 
2.200 sind berufsbildende Schulen). Entsprechend sind 11 Prozent aller allgemeinbildenden 
Schulen Deutschlands Privatschulen. Sie werden von gut 740.000 SchülerInnen besucht - das 
entspricht ca. 9 Prozent aller SchülerInnen an allgemeinbildenden Schulen. Die Unterscheide 
zwischen den Bundesländern sind aber zum Teil groß. Das Gymnasium wird insgesamt am 
stärksten frequentiert.  

3. Rechtsstellung privater Schulen (im voruniversitären Bildungswesen) und Genehmigungs-
voraussetzungen 

Gemäß Art. 7 Abs. 1 Grundgesetz steht das gesamte Schulwesen unter der Aufsicht des Staates. 
Dabei gewährleistet Art. 7 Abs. 4  Satz 1„[d]as Recht zur Errichtung von privaten Schulen“. Bei 
Privatschulen wird in Deutschland grundsätzlich zwischen Ersatzschulen und Ergänzungsschu-
len unterschieden.  

Eine Privatschule kann dann Ersatzschule sein, wenn sie Bildungsgänge oder Abschlüsse anbie-
tet, die so oder vergleichbar auch an staatlichen Schulen angeboten werden oder vorgesehen 
sind. Sie „ersetzen“ eine staatliche Schule. An ihnen kann die gesetzliche Schulpflicht erfüllt 
werden. Ersatzschulen stehen unter der Rechtsaufsicht des Staates und dürfen wie das Grundge-
setz formuliert, „in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbil-
dung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung 
der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht [fördern].“ Zudem muss die wirtschaft-
liche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte genügend gesichert sein (vgl. Art. 7 Abs. 4, Satz 3 
und 4 GG). Entsprechend gilt, dass als Genehmigungsvoraussetzung die Grundsätze der für die 
entsprechende öffentliche Schule geltenden Prüfungs- und Versetzungsordnungen einzuhalten 
sind, dass Klassen- oder Kursgliederung, Schülerhöchstzahlen je Klasse, Schüler-Lehrer-Relatio-
nen, Ferienordnung angepasst sind und die an der Ersatzschule tätigen LehrerInnen in ihrer fach-
lichen, pädagogischen und unterrichtspraktischen Vor- und Ausbildung über die für die Schulart 
erforderliche Eignung verfügen müssen. Dabei muss die Schule grundsätzlich allen SchülerInnen 
ohne Rücksicht auf ihre finanziellen Verhältnisse offenstehen, was überhöhte Schulgelder aus-
schließen soll oder Stipendiensysteme erfordert.  
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Unter Berücksichtigung der Wertordnung der Verfassung haben dabei Privatschulen das Recht, in 
den Unterrichtsmethoden von denen öffentlicher Schulen abzuweichen und eigene z.B. religiöse-
/weltanschaulich-geprägte oder pädagogische Erziehungszeile zu verfolgen. Auch die meisten 
(Privat-)Schulgesetze der Länder formulieren dies explizit. Es gibt keine strikte Bindung an die 
von der jeweiligen Schulverwaltung erlassenen Lehrpläne und Stundentafeln, die Auswahl der 
Schulbücher (und des Lehrpersonals sowie der Schülerschaft unter den vorangehend erläuterten 
Voraussetzungen) ist frei.  

In den meisten Bundesländern wird zwischen „anerkannten“ und „genehmigten“ Ersatzschulen 
unterschieden. Anerkannte Ersatzschulen können staatliche Abschlüsse wie das Abitur selbst 
vergeben. SchülerInnen genehmigter Ersatzschulen können ihre Abschlüsse in externen Prüfun-
gen an staatlichen Schulen erwerben. Grundsätzlich muss jede Ersatzschule vom Staat genehmigt 
werden und im Betrieb stehen sie unter Aufsicht der Schulbehörden, die beurteilen, ob die Ge-
nehmigungsvoraussetzungen eingehalten werden. 

Ergänzungsschulen sind hingegen Schulen in privater Trägerschaft, die außerhalb des allgemei-
nen Schulaufbaus eines Bundeslandes stehen und deren Einrichtung den staatlichen Behörden 
lediglich angezeigt werden muss. An ihnen kann die Schulpflicht nicht erfüllt werden (einzelne 
Bundesländer sehen jedoch Ausnahmen vor). Ergänzungsschulen spielen im allgemeinbildenden 
Schulbereich aber eher eine marginale Rolle (eher im berufsbildenden). 

4. Finanzierung der Privatschulen/ staatliche Finanzhilfe für die Ersatzschulen und steuerli-
che Förderung 

Ergänzungsschulen erhalten im Allgemeinen keine finanzielle Förderung des Staates. Sie finan-
zieren sich in der Regel ausschließlich über Schulgeld bzw. Kursgebühren.  

Die Finanzierung der Ersatzschulen erfolgt auf der Grundlage einer öffentlichen Teil-Finanzie-
rung - hinzukommen differenzierte Beiträge der Eltern und zum Teil Beiträge der Träger. Der 
staatliche Finanzausgleich ist in den Bundesländern sehr unterschiedlich geregelt. Die Einzelhei-
ten regeln die Länder in eigenen Gesetzen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften. 
Danach erhalten die Ersatzschulen eine staatliche Regelbeihilfe zu den laufenden Kosten des 
Schulbetriebs  entweder nach dem Bedarfs- oder Defizitdeckungsverfahren oder aber zumeist 
nach dem Pauschalverfahren – manche Länder kombinieren auch beide Verfahren. Verallgemei-
nert erhalten Ersatzschulen pro Schüler so einen staatlichen Zu-schuss, der im Durchschnitt der 
Bundesländer bei ca. zwei Dritteln der Kosten liegt, die der Schüler an einer staatlichen Schule 
verursachen würde. In der Regel wird der staatliche Finanzausgleich frühestens drei Jahre nach 
der Gründung der Ersatzschule wirksam.  

Einige Länder stellen über die Regelbeihilfe hinaus zusätzliche Leistungen bereit: die Gewäh-
rung der Lernmittelfreiheit für SchülerInnen von Ersatzschulen oder einen Zuschuss an den 
Schulträger zum Ausgleich der ihm durch die Lernmittelfreiheit entstehenden Aufwendungen 
oder die Erstattung der Schülerbeförderungskosten. Teilweise können auch beamtete LehrerIn-
nen zur Tätigkeit an Ersatzschulen beurlaubt oder diesen zugewiesen werden; die Zeiten der Be-
urlaubung oder Zuweisung werden dann auf die Dienstzeit angerechnet. Viele Länder stellen dar-
über hinaus Zuschüsse zu den Kosten von Schulbaumaßnahmen bereit. Ein Bundes-land beteiligt 
sich an diesen Aufwendungen in Form eines pauschalierten Investitionskosten-anteils je Schüle-
rIn. 
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Nach Informationen des Verbandes der Privatschulen darf in einigen Bundesländern gar kein 
Schulgeld erhoben werden, so dass dort von den Eltern lediglich freiwillige Beiträge an einen 
Förderverein gezahlt werden.  

Sofern es sich bei den privaten Schulträgern um gemeinnützige Körperschaften handelt, sind 
diese zudem von der Körperschaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Grundsteuer befreit. 

Die Eltern können gezahltes Schulgeld teilweise steuerlich absetzen: 30 Prozent des Schulgeldes 
bis höchstens 5.000 Euro können als Sonderausgaben bei der Einkommensteuer geltend gemacht 
werden (§ 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG).  

5. Einnahmen und Ausgaben  

Zu den Einnahmen und Ausgaben der Schulen in privater Trägerschaft liegen keine regelmäßigen 
Erhebungen vor. Das Statistische Bundesamt hat 2016 Daten für das Berichtsjahr 2013 vorgelegt. 
Danach sind 2013 6 Milliarden Euro im Bereich der allgemeinbildenden Schulen in privater Trä-
gerschaft aufgewendet worden (7,4 Milliarden Euro inklusive der beruflichen Schulen). Nach An-
gaben der Schulen stammen davon rund drei Viertel aus dem öffentlichen Bereich (ca. 5600 Euro 
pro Schüler, mit starken Unterschieden zwischen den Bundesländern und den Schularten), ein 
Viertel der Gesamteinnahmen entfällt auf private Mittel. Der Großteil der öffentlichen Drei-Vier-
tel-Finanzierung kommt dabei von den Ländern (68 Prozent), ein kleiner Teil von den Kommu-
nen (4 Prozent).  

Die Ausgaben für einen Schüler an einer allgemeinbildenden Schule in freier Trägerschaft belie-
fen sich im Jahr 2013 auf 8.200 Euro; an Gymnasien waren es 7.100 Euro (an öffentlichen Gymna-
sien sind es im Durchschnitt 7500 Euro). Eltern zahlten durchschnittlich 1100 Euro und die Trä-
ger 900 Euro je Schüler pro Jahr.  
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